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Einleitung 

Die Bedeutung der Abgrenzung 
der leitenden Angestellten für die Betriebs-

verfassung und die daran Beteiligten 

Die Abgrenzung der leitenden Angestellten und deren Stellung in der 
Betriebsverfassung  waren eine der wesentlichen Streitpunkte in den 
Beratungen zum Betriebsverfassungsgesetz  1972. Dies läßt auf die Be-
deutung schließen, die diesen Problemen sowohl von den parlamentari-
schen Gremien, als auch von den daran beteiligten Interessengruppen 
zugemessen wird. Nach Meinung eines Abgeordneten1 ergebe die flie-
ßende Entwicklung bei den leitenden Angestellten, daß diese Gruppe 
eine immer größere Bedeutung einnehme. Der Abgrenzung der leiten-
den Angestellten komme insbesondere deshalb so große Bedeutung zu, 
wei l sich danach die Einflußmöglichkeit des Arbeitgebers bzw. Unter-
nehmers einerseits und des Betriebsrats andererseits richte2. 

Rose3 spricht der Auseinandersetzung um die Abgrenzung der leiten-
den Angestellten eine grundsätzliche gesellschaftspolitische Bedeutung 
zu, welche nicht allein mi t der juristischen Methodenlehre zu lösen sei; 
Rechtsprechung und Rechtswissenschaft müßten sich vielmehr darüber 
im klaren sein, daß der Gesetzgeber seine Verantwortung auf die be-
trieblichen Gegenspieler, die Rechtswissenschaft und die Richter ver-
lagert habe. Ihnen käme für diese Frage eine besondere Bedeutung zu. 

Ähnlich meint Höpp4, daß die Vorschrift  über die Abgrenzung der 
leitenden Angestellten (früher  § 4 Abs. 2 c BVG 52) als grundlegende 
Vorschrift  des Betriebsverfassungrechts  von allgemeiner Bedeutung sei. 
Borgwardt 5 sieht die Problematik der leitenden Angestellten im eng-
sten Zusammenhang mi t unserer Wirtschaftsverfassung  und Gesell-
schaftsform  überhaupt. So ist es nicht verwunderlich, daß im Anhö-
rungsverfahren  des Ausschusses für Arbeit und Sozialordnung vom 

1 Hansheinrich  Schmidt  FDP in der 101. Sitzung des Deutschen Bundestages 
in Zur Sache 1/72, S. 62. 

2 BDA, Das neue BVG 1972, S. 14. 
3 Rose i n Arbei t und Recht 1972/309. 
4 Höpp, RdA 60/174 ff. 
5 Borgwardt,  DB 71/1110. 
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24., 25. 2. 1971e Vertreter verschiedener Interessengruppen wie der Ar -
beitgeberverbände, Gewerkschaften und der Vereinigungen der leiten-
den Angestellten unterschiedliche, zum Teil konträre Meinungen zu die-
sem Problem vorbrachten und eine Reihe von Gesetzentwürfen dem 
Ausschuß zur Beratung vorlagen, die ebenfalls erhebliche Differgenzen 
zeigten, wie die Entwürfe der CDU/CSU, der SPD vom Jahre 1968, der 
Regierungsentwurf,  der Referentenentwurf  des Bundesministeriums für 
Arbeit, sowie die Entwürfe des BDA, des DGB, der DAG und der ULA. 

Diese Gesetzentwürfe, sowie das Auftreten der Vertreter der Inter-
essenverbände bei der Ausschußanhörung des Ausschusses für Arbeit 
und Sozialordnung sind ein Indiz dafür,  wie wichtig die Abgrenzung 
und Stellung der leitenden Angestellten im Betriebsverfassungsrecht 
genommen wird. 

I n der Tat kommt der Abgrenzung der leitenden Angestellten eine 
entscheidende Bedeutung zu. So ist es für den einzelnen Arbeitnehmer 
beispielsweise wichtig zu wissen inwieweit der Betriebsrat bei Einstel-
lungen, Umgruppierungen und Versetzungen ein Mitbestimmungsrecht 
hat (§ 99 BVG), ob der Betriebsrat einer Kündigung nach § 102 Abs. 3 
BVG mi t der Folge der Weiterbeschäftigungspflicht  widersprechen kann 
oder ob er das aktive und passive Wahlrecht zum Betriebsrat hat. 

Eine besondere Bedeutung hat die Frage der Abgrenzung der leiten-
den Angestellten durch diejenigen Mitbestimmungsmodelle bekommen, 
nach denen leitende Angestellte eine besondere Vertretung im Auf-
sichtsrat erhalten sollen, wie das Maihofer- oder das Riemer-Modell 
sowie der Regierungsentwurf  zur Mitbestimmung7. 

Es bleibt somit die Aufgabe unter Berücksichtigung der gesellschafts-
politischen Hintergründe, die rechtspolitischen Zwecke und Wertmaß-
stäbe, die hinter der Abgrenzung und Stellung der leitenden Angestell-
ten im Betriebsverfassungsgesetz  stehen, offenzulegen. 

Weiter ist zu untersuchen, inwieweit der Gesetzgeber Fragen offen, 
also bewußte Lücken gelassen hat, die mi t einem Fal l davon, dem dila-
torischen Formelkompromiß bekannt sind, und inwieweit der Gesetz-
geber seine Verantwortung auf die Rechtswissenschaft, die Rechtspre-
chung und vor allen Dingen auf die betrieblichen Gegenspieler und die 
weitere Entwicklung in den Betrieben verlagert hat. Besonders erhebt 
sich die Frage, wie weit dabei die Entscheidungsfreiheit  des Rechtsan-
wenders geht. Die Neuregelung der Abgrenzung von leitenden Ange-
stellten ist eine Kernfrage  für die Bestimmung des Kräfteverhältnisses 

6 Prot. Nr. 45/46. 
7 §3 MitbestGE der Bundesregierung, Bundesratsdrucksache 200/74, ver-

weist bezüglich der Abgrenzung der leitenden Angestellten unmit telbar auf 
§ 5 Abs. 3 BVG. 
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in der Betriebsverfassung 8. Von ihr hängt es ab, ob das betriebliche 
Gleichgewicht innerhalb der Betriebsverfassung  gewahrt oder zu Gun-
sten der einen oder anderen Seite verschoben wird. 

Bei der betriebsverfassungsrechtlichen  Abgrenzung des Kreises der 
leitenden Angestellten und der Prüfung der Zulässigkeit von Sprecher-
ausschüssen ist darauf zu achten, daß nicht aus einer ideologischen Kon-
zeption gegen die allgemeinen Ziele und Wertvorstellungen des Be-
triebsverfassungsgesetzes  verstoßen wird, um evtl. rechtspolitisch dis-
kutablen Zielen zum Siege zu verhelfen 9. 

8 Rüthers  /  Stindt,  BB 72/973. 
9 Vgl. Wiedemann , RdA 72/210. 

2 Nozar 


